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AKTUELL 
Gemetzel auf den Philippinen 

Manila (spk) Mutmassliche Mos­
lemrebellen haben mit Schnellfeu­
erwaffen elf Einwohner eines Dor­
fes auf der philippinischen Insel 
Mindanao niedergemetzelt. Beim 
nächtlichen Massaker erlitten acht 
weitere Dorfbewohner Schussver­
letzungen, sagte der Polizeichef Ce-
sar Nazareno am Dienstag in Mani­
la über den Vorfall, de r  sich bereits 
am vergangenen Freitag ereignet 
hat. 

Jordanier getötet 
Tel Aviv (spk) A n  der Grenze zu 

Israel ist am Dienstag nach offiziel­
len Angaben aus Tel Aviv ein 24jäh-
riger Jordanier von israelischen Sol­
daten getötet worden. Der Mann 
habe den Grenzzaun durchschnitten 
und einen ihn verfolgenden Solda­
ten mit Schüssen verletzt. E r  sei von 
israelischen Soldaten getötet wor­
den. E r  sei Mitglied der  fundamen-
talistisch-islamischen Hamas-Bewe­
gung gewesen. 

Journalist gestorben 
Peking (spk) D e r  chinesische 

Journalist und Dissident Qin Benli 
ist im Alter von 72 Jahren nach 
langer Krankheit in Schanghai ge­
storben. Dies bestätigte die Stadtre­
gierung am Dienstag auf Anfrage. 
Qin Benli war als Chefredaktor der 
liberalen Wochenzeitung «Welt­
wirtschaftsbote» bekanntgeworden, 
die vor der Demokratiebewegung 
von 1989 eine unabhängige Sonder­
stellung einnahm. 

Mehr Geld für Kurden 
Bonn (spk) Deutschland will die 

Finanzmittel für dringend notwen­
dige Hilfsmassnahmen für kurdi­
sche Flüchtlinge auf 250 Mio Mark 
erhöhen. Dafür haben sich die Spit­
zenpolitiker der christlich-liberalen 
Regierungskoalition am Dienstag in 
einem Gespräch bei Bundeskanzler 
Helmut Kohl ausgesprochen. Bis­
her hat Bonn für direkte Hilfe 28 
Mio Mark und  im Rahmen der E G  
60 Mio zur Verfügung gestellt. 

Die Behauptungen Seegers sind «ohne jeden Zweifel unzutreffend» 
Der FBP-Landesausschuss befasste sich am Montag abend mit dem Bericht der Parlamentarischen Untersuchungskommission im «Fall Seeger» 

Für Neuregelung der 
Freizügigkeit 

St.Gallen (spk) Die St.Galler Regie­
rung begrüsst die Neuregelung der Frei­
zügigkeit in der  beruflichen Vorsorge. 

Die heutige Arbeitsmarktsituation erfor­
dere eine klare und rasche Verbesserung. 

Mit einem separaten Gesetz könnte eine 
einheitliche Vorsorgeeinrichtung geschaf­
fen werden, heisst es in der  am Dienstag 
publizierten Vernehmlassungsantwort. 

In die Finanzierung und Gestaltung der 
bestehenden Vorsorgeeinrichtungen dür­
fe mit dem Freizügigkeitsgesetz nicht ein­
gegriffen werden, verlangt der  St.Galler 
Regierungsrat. Lediglich Bestimmungen 
über die Berechnung der Austrittslei­
stung seien darin vorzusehen. Hingegen 
sollte die Berechnung d e r  Eintrittslei­
stung jeder einzelnen Vorsorgeeinrich­
tung überlassen bleiben. 

SICHERHEITSHALBER 
IN IHRER N Ä H E .  
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VERSICHERUNGEN 

Repräsentanz für Liechtenstein 
Josef Sele 

Aeulestrasse 8 0 , 9 4 9 0  Vaduz 
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(G.M.) - Der Bericht der Parlamenta­
rischen Untersuchungskommission 
(PUK) über den «Fall Staatsgerichtshof­
präsident Seeger», der im Landtag bereits 
Gegenstand einer Auseinandersetzung 
zwischen der FBP- und VU-Fraktion 
war, stand am Montag abend im FBP-
Landesausschuss im «Schaanerhof» im 
Mittelpunkt der Diskussion. Die Ergeb­
nisse der Untersuchung sind zwar, wie 
allgemein erkannt wurde, nicht spektaku­
lär, doch enthält die Feststellung von Tat­
sachen eine Reihe von bemerkenswerten 
Unzutrefflichkeiten gegenüber der frühe­
ren Darstellung des Staatsgerichtshofjprä-
sidenten Dr. Erich Seeger. Ausserdem 
wurde im Landesausschuss unterstrichen, 
dass künftig Parlamentarische Untersu­
chungskommissionen eingesetzt werden 
könnten - auch von Minderheiten, was 
früher nicht der Fall war. 

In  Fortsetzung der letzten Tagung be­
fasste sich der FBP-Landesausschuss am 
Montag abend wiederum mit zwei aktuel­
len Schwerpunkten. Einerseits ging es u m  
die Parlamentarische Untersuchungs­
kommission, zum anderen um die Frage 
de r  Regierungsreform, die mit der Stär­
kung des Unterbaus der Regierung ange­
gangen werden soll. FBP-Präsident Ema-
nuel Vogt konnte erneut eine recht grosse 
Diskussionsrunde begrüssen, die nach 
Kurzreferaten von Landtagsvizepräsident 
Josef Biedermann und dem FBP-Abge­
ordneten Dr. Ernst Walch sowie Regie­
rungschef-Stellvertreter Dr.  Herbert Wil­
le mit grossem Engagement die einzelnen 
Sachfragen aus ihrer Sicht beleuchtete. 

V U  spielt PUK-Ergebnisse herunter 
Landtagsvizepräsident Josef Bieder­

mann repetierte einleitend noch einmal 
die Umstände, die schliesslich zur Bil­
dung einer Parlamentarischen Untersu­
chungskommission führten und unter­
strich die Rolle der FBP-Fraktion, die mit 
ihrer Initiative den Weg zur Bestellung 
von künftigen Untersuchungskommissio­
nen geebnet habe. Als zweites Mitglied 
der PUK ging Dr. Ernst Walch anschlies­
send auf die «vier Fragen» und die Ant­
worten der Untersuchungskommission 
ein, wobei er messerscharf die Behaup­
tungen von Staatsgerichtshofpräsident 
Seeger und die Ergebnisse der Tatsachen-

Für Schweizer 
IWF-Beitritt 

Bern (AP) Die Arbeitsgemeinschaft 
der vier grossen Hilfswerke befürwortet 
einen Beitritt der Schweiz zu IWF und 
Weltbank, wenn die Prinzipien der 
schweizerischen Entwicklungshilfe beibe­
halten und in die Institutionen einge­
bracht werden. Wie die Hilfswerke am 
Dienstag in Bern weiter forderten, dürfen 
durch das internationale Engagement die 
bilateralen Entwicklungsprojekte nicht 
tangiert werden. Die Kosten für den Bei­
tritt müssten zusätzlich zu den Geldern 
für die Entwicklungshilfe aufgebracht 
werden. 

Kein Beitritt um jeden Preis, aber ein 
Mitmachen, bei dem die schweizerischen 
Grundsätze zur Entwicklungspolitik be­
folgt und eingebracht werden können. So 
formulierte Richard Gerster, Koordina­
tor  für Entwicklungspolitik der Arbeits­
gemeinschaft Swissaid, Fastenopfer, Brot 
für alle und Helvetas die Stellungnahme 
der Hilfswerke zu einem Beitritt zum In­
ternationalen Währungsfonds (IWF) und 
zur Weltbank. Internationale Zusam­
menarbeit sei nötig, könnten doch viele 
Probleme nur auf diese Weise gelöst wer­
den. Trotzdem dürfe dabei das bilaterale 
Engagement nicht gefährdet werden, sag­
te Gertner. 

Für einen Beitritt sprach sich auch 
Ebenezer Mireku aus Ghana aus, aller­
dings nur,  wenn die Schweiz dabei ihre 
bisherige Entwicklungspolitik beibehalte. 

Der FBP-Landesausschuss befasste sich am Montag abend in einer Sitzung eingehend mit dem Bericht der Parlamentarischen 
Untersuchungskommission und hielt fest, dass die Bedeutung dieser Arbeit vor allem im Umstand liegt, wonach künftig solche 
Untersuchungskommissionen auch auf  Forderung einer Minderheit tätig werden können. (Bild: Beat Schürte) 

Untersuchung einander gegenüberstellte. 
D e r  Landesausschuss nahm zur Kenntnis, 
dass die VU, die sich lange Zeit gegen die 
Bildung einer Untersuchungskommission 
sperrte, nun in ihrer Presse die Ergebnis­
se herunterspiele. In  diesem Zusammen­
hang wurde auch die Auffassung geäus­
sert, dass es zu einem bedenklichen poli­
tischen Stil gehöre, wenn nach Vorliegen 
von Tatsachen, die im Gegensatz zur vor­
her behaupteten Meinung stehen, noch 
von «viel Lärm um nichts» gesprochen 
werde. 

Wie Josef Biedermann und Dr .  
Ernst Walch betonten, ging es bei der 
Untersuchung und der «Feststellung von 
Tatsachen» mit den'bekannten «vier Fra­
gen» nicht um ein «Köpfe-Rollen», son­
dern der Wert der Untersuchung liege in 
ihrer Langzeitwirkung mit den grundsätz­
lichen Anliegen. Dennoch kann heute an­
hand des PUK-Berichtes unzweideutig 
festgehalten werden, dass der Version 
des Staatsgerichtshofpräsidenten ein Un­
tersuchungsergebnis entgegensteht, das 

keine Deutungen mehr  zulässt: «Diese 
Behauptungen sind, wie die Aktenlage 
zeigt, ohne jeden Zweifel unzutreffend». 

Information zur Regierungsreform 
Zweiter Schwerpunkt der Landesaus-

schuss-Sitzung bildete die Problematik 
der geplanten Regierungsreform mit der 
Stärkung des Unterbaus der Regierung. 
Wie Regierungschef-Stellvertreter Dr .  
Herbert Wille ausführte, sind die Aufga­
ben und Arbeiten de r  Regierung in den 
letzten zwanzig Jahren erheblich gewach­
sen, doch verfüge die Regierung immer 
noch über die gleiche Struktur wie zu 
Beginn der siebziger Jahre. E r  stellte 
einige Möglichkeiten zur Verbesserung 
der Situation in den Raum, die anschlies­
send auch Gegenstand der Diskussion 
waren: Beispielsweise die Änderung der 
Stellung des Regierungssekretärs, der 
heute praktisch ein reiner Ressortsekre­
tär zu Diensten des Regierungschefs sei, 
oder die Vollamtlichkeit aller fünf Regie­
rungsmitglieder oder  eine andere Gliede-

Subvention für Umweltinvestitionen? 
Bisher abwartende Haltung der Regierung gegenüber Neuerungen 

(G.M.) - Steuerliche Anreize und Ent­
lastungen wurden im Landtag schon 1984 
angeregt, um Umweltschutzinvestitionen 
zu fördern. In ihrer Antwort, die nicht 
weniger als sechs Jahre auf sich warten 
liess, erklärte die Regierung, dass das 
neue Steuergesetz eventuell «dem Um­
weltschutz dienende Investitionen ab­
zugsberechtigt» machen könnte. Das 
Steuergesetz wurde vom Volk massiv ver­
worfen, so dass sich die Frage stellt: Wie 
geht es hier weiter? 

D a  Sofortmassnahmen zur Reduktion 
der Schadstoffbelastung der Luft grosse 
finanzielle Aufwendungen erforderten, 
regte 1984 ein FBP-Postulat die Überprü­
fung der Frage an, wie weit steuerliche 
Anreize und Entlastungen im Interesse 
einer raschen Verwirklichung der not­
wendigen Umweltschutzinvestitionen ge­
schaffen werden könnten. Zwei Jahre 
nach diesem Vorstoss verwies Regie­
rungschef Hans Brunhart auf die Revi­
sion des Subventionsgesetzes, die immer 
noch nicht abgeschlossen ist, und forderte 
etwas Geduld für die Abklärung der Um­
weltinvestitionsfrage . 

Der  Bericht der Regierung zum FBP-
Postulat lag im vergangenen Jahr, sechs 
Jahre nach dem Vorstoss im Landtag, 
vor. Bei der  Entgegennahme zeigte sich 
der FBP-Abgeor.dnete Josef Biedermann 
enttäuscht über  die Antwort der Regie­
rung: Und  zwar einmal über die lange 
Beantwortungszeit, zum anderen auf­
grund der  Tatsache, dass von den mögli­
chen Entlastungen nur Unternehmer pro­
fitieren könnten, während Unselb­

ständigerwerbende keine steuerlichen 
Abzüge für gezielte Umweltschutzinvesti­
tionen machen dürften. «Die Postulan-
ten»., so erklärte e r  weiter, «hätten wenig­
stens eine staatliche Förderung von sinn­
vollen Pilotprojekten erwartet, um Im­
pulse geben zu können, wie es bei der 
Einführung der Katalysator-Fahrzeuge 
möglich war.» 

Ein halbes Jahr nach dieser Stellung­
nahme fragte der VU-Abgeordnete Man­
fred Biedermann im Landtag an, ob  die 
Regierung Möglichkeiten sehe, «alterna­
tive umweltfreundliche Energieerzeu­
gung auch bei Privatbauten, beispielswei­
se Solaranlagen für Warmwasseraufberei­
tung, zu fördern». Regierungsrat Ren6 
Ritter erklärte dazu, dass bisher keine 
Fördermassnahmen bei privaten Objek­
ten beschlossen worden seien, doch 
schloss e r  nicht grundsätzlich aus, dass 
sich «die Regierung die Ausrichtung 
eines symbolhaften Förderungsbeitrages 
vorstellen» könnte. Jedenfalls hat die Re­
gierung nach seinen Worten die von ihr 
eingesetzte Energiearbeitsgruppe mit der 
Prüfung dieser Förderungsprojekte be­
auftragt. 

Die Regierung ist sich offensichtlich 
noch nicht ganz klar, in welche Richtung 
die Ausrichtung von derartigen Subven­
tionen gehen soll. Während die Antwort 
auf das Postulat ablehnend war, weckte 
die Antwort auf die kleine Anfrage, nur 
ein halbes Jahr später, gewisse Hoffnun­
gen bei Projektanten, die den Einsatz von 
umweltfreundlichen Alternativanlägen 
ins Auge fassen. 

rung der Regierungsressorts. Im Zusam­
menhang mit der  Regierungsreform wur­
de auch die Frage der  Zusammenarbeit in 
der Regierung, und damit auch die Pro­
blematik der Koalition, beleuchtet. Re­
gierungschef-Stellvertreter Wille erklärte 
dazu, dass zwischen Regierungsreform 
und Koalition zwar kein unmittelbarer 
Zusammenhang bestehe, dass die Koali­
tion aber als Realität doch im Raum ste­
he. De r  Landesausschuss stellte zu dieser 
Problematik fest, dass im parlamentari­
schen Zweiparteiensystem vom Minder­
heitspartner in der  Koalition gewisse Ab­
striche an der parteipolitischen Profilie­
rung verlangt würden, da nach dem Kol­
legialprinzip mit Mehrheitsbeschluss die 
einzelnen Entscheide mitgetragen wer­
den müssten. Allerdings ergaben sich un­
terschiedliche Auffassungen über das 
Ausmass dieses «Mittragens» auf Kosten 
des kleineren Koalitionspartners. Der  
FBP-Landesausschuss wird sich noch wei­
ter  mit dieser Angelegenheit auseinan­
dersetzen. 

Beiträge auch für 
kantonale Schulen 

St.Gallen (spk) Im vorgesehenen Bun­
desgesetz über die Finanzhilfen an die 
Höheren Fachschulen im Sozialbereich 
soll «ausdrücklich verankert» werden, 
dass auch kantonale Schulen Bundesbei­
träge erhalten können. Das  fordert die 
St.Galler Regierung in der am Dienstag 
publizierten Vernehmlassungsantwort. 

Nachdem die Kantone an diesen Aus­
bildungsstätten massgeblich beteiligt 
sind, müsste ihre Verantwortung und 
Mitbestimmung auch entsprechend ver­
ankert sein, meint de r  St.Galler Regie­
rungsrat. So könne es nicht mehr Aufga­
be  von Arbeitsgemeinschaften sein, Mini­
malforderungen festzulegen. Das  müsse 
durch eine eidgenössische Fachkommis­
sion geschehen, in der auch Kantone Ein-
sitz haben. 
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